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Beschluss des Präsidiums vom 24. August 2026
Künstliche Intelligenz: KI-Konzerne entwaffnen, Demokratie und 

Souveränität schützen!

Daten sind der Rohstoff des 21. Jahrhunderts. Künstliche Intelligenz erfordert große Datensätze und 
führt zur Konzentration wirtschaftlicher und politischer Macht.

Auf einen Blick: Das will das BSW

• Die Macht privater KI-Konzerne brechen, kritische Infrastruktur und Cyberabwehr in öffentliche 
Hand geben und Anbieter wie Palantir aus sensiblen Bereichen ausschließen.

• Eigene öffentliche Recheninfrastruktur in Europa aufbauen, Eigentum und Kontrolle behalten.
• Tödliche autonome Waffensysteme ächten, Extraprofite abschöpfen und Rechenzentren ans 

Gemeinwohl binden.
• Überwachung und Verhaltenssteuerung stoppen, staatlich wie kommerziell.

Künstliche Intelligenz ist eine Machtfrage. Wer über Rechenfarmen, Daten und Modelle verfügt, gewinnt 
Einfluss auf die Lebensadern der Wirtschaft und auf die Demokratie. Diese Sorge teilen Ökonomen, die 
KI-Branche selbst und die Kirchen. Auch in der modernen Kriegsführung drohen extreme Gefahren 
durch autonome Waffensysteme.

Papst Leo XIV. hat in seiner Enzyklika „Magnifica humanitas“ gefordert, KI zu „entwaffnen“ und einen 
Kontrollverlust der Menschheit zu verhindern. Der Papst warnte vor einem neuen Daten-Kolonialismus, 
bei dem die Entwicklung von KI in den Händen weniger mächtiger Tech-Konzerne liegt. Diese würden 
demokratische Prozesse gefährden und Informationen manipulieren. Autonome Waffensysteme und 
KI-gesteuerte  Entscheidungen  über  Leben  und  Tod  dürfen  niemals  Maschinen  überlassen 
werden. Außerdem warnte der Papst vor dem Verlust der Menschenwürde in der Arbeitswelt und einer 
neuen Versklavung durch Tech-Konzerne.

Im Oktober 2023 riefen UN-Generalsekretär António Guterres sowie Mirjana Spoljaric, Präsidentin des 
Internationalen Komitees des Roten Kreuzes (IKRK), dazu auf, „dringend neue internationale Regeln 
aufzustellen“ und betonten:

„Wir  müssen jetzt  handeln,  um die Kontrolle des Menschen über die Anwendung von Gewalt  zu 
bewahren. (…) Maschinen, die die Macht und den Ermessensspielraum haben, ohne menschliches 
Zutun Leben zu nehmen, sollten durch völkerrechtliche Bestimmungen verboten werden.“

KI zwischen Chancen und Tech-Diktatur 

KI kann auf zahlreichen Gebieten, etwa in der medizinischen Forschung, der Verkehrsplanung, dem 
Katastrophenschutz oder der öffentlichen Verwaltung, enorme Potentiale heben. Die Frage ist, wer KI 
besitzt, kontrolliert und zu welchem Zweck sie eingesetzt wird. Es macht schließlich einen Unterschied, 
ob wir Strom produzieren, um mit KI die Wissenschaft voranzubringen, Verkehrsnetze zu steuern oder 
Datenmüll zu produzieren und Bilder von unserem Frühstück ins Internet zu stellen. 

Technologie ist nicht neutral und KI ist eingebettet in den modernen Finanz-Kapitalismus: Anonyme 
Finanzinvestoren trachten nach maximalen Renditen,  sie unterscheiden dabei  nicht  zwischen der 
Entwicklung  von  Krebsmedikamenten,  der  Förderung  von  Internet-Sucht  oder  der  Tötung  von 
Menschen durch autonome Waffensysteme. 

Zudem wohnt Künstlicher Intelligenz inne, dass sie extreme Wirtschaftsmacht fördert, denn Algorithmen 
lernen aus großen Datensätzen und die Rechner-Infrastruktur ist teuer. Dies erfordert viel Kapital und 
die  Aussicht  auf  hohe  Monopolrenten  treibt  extreme  Bewertungen  an  den  Kapitalmärkten  an. 
Wirtschaftliche Macht führt aber zu politischer Macht und kann in eine Tech-Diktatur münden. Die 
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Eigentümer hinter den KI-Konzernen sind in der Regel Finanzinvestoren und Tech-Oligarchen wie Peter 
Thiel, Mark Zuckerberg oder Elon Musk. KI treibt daher auch die Ungleichheit bei den Vermögen an. 

Risiko KI-Blase

In den USA droht bereits das Platzen einer Finanzblase bei Künstlicher Intelligenz. Die enormen KI-
Investitionen  sind  mit  hohen  Risiken  verbunden,  da  sie  viel  Kapital  binden  und  die  extremen 
Unternehmensbewertungen mit hohen Renditeerwartungen der Investoren einhergehen. Chinesische 
KI-Firmen wie Moonshot, Deepseek und Zhipu setzen US-Anbieter unter Druck, da ihre Standards 
offener und ihre Kosten geringer sind.

Es fehlt in den USA zudem an Gasturbinen und Handwerkern, um ausreichend Strom für KI-Chips und 
Kühlung  der  Rechenfarmen  zu  produzieren.  China  ist  hier  bei  der  Stromproduktion  hingegen 
unabhängiger vom Gas-Markt.  Auch in Deutschland werden die Stromversorgung und die Kontrolle 
über die Netzinfrastruktur absehbar zu drängenden politischen Fragen.

Die Wertschöpfungsketten entlang KI sind längst ein geopolitisches Schlachtfeld zwischen den USA 
und China und die Knappheiten treiben die Strompreise. Der Internationale Währungsfonds warnt 
zudem vor einer Finanzkrise durch das Platzen der KI-Blase und durch Lücken in der Cyberabwehr der 
Finanzinstitute, die von hochentwickelten KI-Modellen der Mythos-Klasse von Anthropic ausgenutzt 
werden könnten.

Wem gehören unsere Daten?

KI-Konzerne machen ihre Profite mit den Daten der Bevölkerung und dem gesammelten Wissen und 
der schöpferischen Kreativität der Menschheit. Daher wird die Beteiligung der Gesellschaft an den 
Erträgen von KI  öffentlich diskutiert.  In  den USA hat  Senator  Bernie Sanders im Juni  2026 den 
„American A.I. Sovereign Wealth Fund Act“ eingebracht, der über eine einmalige Aktiensteuer einen 
öffentlichen Fonds schaffen soll.

Auch führende KI-Konzerne bringen eine öffentliche Beteiligung und sogar KI-Moratorien ins Spiel. 
Selbst  US-Vizepräsident  JD Vance unterstützte  Überlegungen zu einem Staatsfonds,  da die US-
Regierung Zugriff  auf KI als geopolitische und strategische Ressource sieht, vergleichbar mit den 
weltweiten US-Militärbasen und der Kontrolle weltweiter Öl-Vorkommen. Aus derartigen Staatsfonds 
können aber auch Interessenkonflikte im Bereich der Regulierung entstehen.

Das BSW will Bürger und Unternehmen vor der Erpressung durch digitale Monopolisten schützen und 
Deutschland sowie die EU unabhängiger von der geopolitischen Dominanz der USA und Chinas im 
Bereich der KI machen. Wo wenige IT-Konzerne die gesamte Infrastruktur kontrollieren, erdrückt dies 
den innovativen Mittelstand.  Fairer  Wettbewerb verlangt,  diese Monopolmacht  zu  brechen.  Dafür 
braucht es eigene europäische Kapazitäten bei der Rechnerinfrastruktur unter strengen Auflagen für 
das Training von KI-Modellen, die Förderung von gemeinnützigen, streng regulierten Alternativen im 
Bereich der Kommunikationsinfrastruktur und die Durchsetzung transparenter Algorithmen. 

Überwachung und Manipulation

Verhaltensdaten sind träge. KI verwandelt verstreute Datenspuren in Modelle von Personen, die ihr 
Verhalten abschätzen und mittels sogenannter generativer KI auch beeinflussen. 

Studien zeigen, dass Sprachmodelle in Gesprächen überzeugender sind als Menschen, sobald sie 
wenige persönliche Angaben über ihre Gegenüber kennen. Damit verschiebt sich die Grenze von 
Werbung  zu  individueller  Verhaltenssteuerung.  Personalisierte  Werbung  beruht  auf  heimlichem 
Tracking, Datensammlungen und der Bildung digitaler Verhaltensprofile von Nutzern im Internet.

Wer  diese  Daten  hält,  verfügt  über  kommerzielle  und  politische  Machtmittel,  die  mit  Demokratie 
unvereinbar  sind.  Das  sind  heute  die  großen  Tech-Konzerne  und  die  US-Regierung  mit  ihren 
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Geheimdiensten sowie der chinesische Staat. Europäische Regierungen halten diese Daten bislang 
nicht, sie arbeiten aber am Zugriff.  Die Zahl der Quellen wächst, von Cookies über die Chatkontrolle bis 
zu Fahrzeugen und Chatbots, und staatliche Stellen führen sie bereits zu Personenprofilen zusammen.

Ein „Konzern-Staat“, der erzwungen oder in Kooperation mit großen Plattformen immer weitreichendere 
Überwachung im Rahmen von Chatkontrolle oder Digital Services Act (DSA) verwirklicht, hätte keine 
Vorteile für die EU-Bürger. 

Entscheidend ist daher nicht, wo KI-Server stehen, sondern welche Regeln für das Sammeln von Daten 
gelten. Öffentliche Server in Europa, auf denen dieselbe Überwachungslogik läuft, wären nur eine 
Machtverschiebung.  Zudem erstreckt sich der CLOUD Act der USA auf alle Daten der US-Konzerne, 
unabhängig davon, wo sie gespeichert sind. Für den nachrichtendienstlichen Zugriff gilt FISA 702, eine 
Vorschrift, die US-Diensten die Überwachung von Nicht-Amerikanern ohne Prüfung des Einzelfalls 
erlaubt. Die Verschiebung der Pflichten für Hochrisiko-KI in der europäischen KI-Verordnung halten wir 
für falsch.

Das BSW fordert die Bundesregierung auf:

1. Sensible staatliche Datenverarbeitung bei Militär, Polizei, Justiz, Verwaltung und Cyberabwehr 
sowie  strategische  KI  unter  öffentlicher  Regie  zu  betreiben,  auf  quelloffene  und  auditierbare 
Systeme  umzustellen  und  Anbieter  wie  Palantir  aus  diesen  Bereichen  auszuschließen. 
Schwachstellen  in  der  Cybersicherheit  müssen  durch  eigene  europäische  und  nationale 
Kapazitäten behoben werden.   Für KI-Modelle mit  besonders gefährlichen Fähigkeiten ist  ein 
Moratorium  einzurichten,  insbesondere  für  solche,  mit  denen  sich  das  Erbgut  von 
Krankheitserregern entwerfen lässt.

2. Konzerne  mittels  eines  „KI-TÜV“  zu  verpflichten,  Algorithmen  gegenüber  Aufsichtsbehörden 
offenzulegen und Manipulationstechniken zu verbieten, ohne dass der Staat Inhalte oder Rankings 
bestimmt. Plattformen sind zudem zu verpflichten, Lösch- und Sperrverlangen öffentlicher Stellen 
regelmäßig und im Einzelfall öffentlich zu machen.

3. Öffentlich finanzierte KI-Recheninfrastruktur in Europa aufzubauen und dabei Eigentum, Kontrolle 
und  Priorisierung  knapper  Kapazitäten  in  öffentlicher  Hand  zu  belassen.  Dies  erfordert  auch 
europäische Kapazitäten bei Chips und Halbleitern. Eine eigene, unabhängige Infrastruktur, die 
dem Mittelstand und innovativen Start-ups langfristig offensteht, ist auch im Interesse unserer 
heimischen Unternehmen. Öffentliche Rechenzentren sind an das Gemeinwohl zu binden: Wer 
Abwärme in kommunale Fernwärmenetze einspeist und wassersparend kühlt, erhält bevorzugten 
Netzanschluss  und  günstige  Industriestromtarife.  Bei  drohenden  Netzengpässen  hat  die 
Bundesnetzagentur jedoch das Recht und die Pflicht, Ressourcen zu priorisieren und dabei auch 
Rechenzentren abzuregeln.

4. Auf nationaler und europäischer Ebene Instrumente zu schaffen, um KI-Konzerne im Ausnahmefall 
nach Artikel 15 des Grundgesetzes in Gemeineigentum zu überführen, wenn sie systemrelevant 
werden oder  das Gemeinwesen gefährden und dabei  Eingriffe  in  die  Unternehmenspolitik  zu 
ermöglichen.  Damit  sollte  keine  pauschale  Verstaatlichung  oder  eine  Renditebeteiligung  des 
Staates bezweckt werden. Ein Staat, der an KI-Konzernen verdient und sie zugleich reguliert, hat 
wenig Anreiz, hart zu regulieren. Zudem müssen gemeinnützige, streng regulierte Alternativen im 
Bereich der Kommunikationsinfrastruktur gefördert werden, die jedoch nicht wie der öffentlich-
rechtliche Rundfunk durch „betreutes Denken“ und staatliche Einflussnahme gekennzeichnet sein 
dürfen.

5. Extreme Profite  von  KI-Konzernen,  die  die  normalen  Renditen  klassischer  Wirtschaftszweige 
übertreffen, steuerlich abzuschöpfen und das Kartellrecht gegenüber KI zu schärfen. Auf EU-Ebene 
ist darauf hinzuwirken, dass marktbeherrschende Cloud-Anbieter als Torwächter nach dem Digital 
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Markets Act (DMA) eingestuft und dieser auf die bislang nicht erfassten KI-Anbieter ausgeweitet 
wird. 

6. Das Zusammenführen von Daten zu umfassenden Personenprofilen zu unterbinden. Untersagt wird 
die Bildung von Verhaltensprofilen für Werbung, politische Beeinflussung und die Optimierung von 
Verweildauer,  unabhängig  von  einer  erzwungenen  Einwilligung.  Das  Modell  „Zahlen  oder 
Zustimmen“ wird verboten. Der staatliche Zugriff auf solche Profile ist auszuschließen, ebenso ihre 
Verwendung,  um  Menschen  im  Beruf,  gegenüber  Behörden  oder  wegen  ihrer  politischen 
Betätigung zu benachteiligen. 

7. Eine faire Vergütung für die Daten und Werke durchzusetzen, mit denen KI trainiert wird. 

8. Sich für internationale Abkommen zum Verbot und zur Ächtung sogenannter „Lethaler Autonomer 
Waffensysteme“  (LAWS)  im  Rahmen  der  Vereinten  Nationen  einzusetzen  sowie  deutschen 
Unternehmen und Behörden die Beteiligung an Entwicklung, Betrieb oder Beschaffung solcher 
Systeme  zu  untersagen.  Über  das  Verbot  hinaus  ist  die  maschinelle  Erzeugung  von 
Personenzielen zu regulieren. 

Auswirkungen von KI auf Arbeitswelt und Sozialstaat

Die Bund-Länder-Kommission Wirtschaft und Finanzen sowie die Bund-Länder-Kommission Arbeit und 
Soziales sowie die Grundwertekommission des BSW sind aufgefordert, hierzu Positionen zu entwickeln 
und in der Partei zur Debatte zu stellen.

Wer die künstliche Intelligenz kontrolliert, kontrolliert die Zukunft. Diese Kontrolle gehört in 
demokratische Hand und nicht zu Palantir, OpenAI und Tech-Milliardären.

Verbreitung und Adressaten
Vorstand · Präsidium · BSW-Europaabgeordnete und Landtagsfraktionen · Landesverbände · Bund-
Länder-Kommissionen · Veröffentlichung auf bsw-vg.de

Die Faktengrundlage mit Belegen und Quellen wird als eigenes Dokument veröffentlicht.
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